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ZUR INTERDEPENDENZ VON POLITISCHEN UND METHODISCHEN PROBLEMEN BEI

AUFTRAGSFORSCHUNG FÜR DIE ÖFFENTLICHE VERWALTUNG

Hans-Ulrich Derlien

1 . Fragestellung

Die Funktion der Auftragsforschung für die öffentliche Verwaltung

liegt bekanntlich zwischen Legitimation und Kritik des Verwaltungs¬

handelns und einzelner Verwaltungssysteme (1). Die Differenziertheit

und Heterogenität des Verwaltungssystems bringt es dabei mit sich,

daß sich auch Akteure finden, die Untersuchungen mit voraussichtlich

von anderen Akteuren als kritisch empfundenen Ergebnissen in Auftrag

geben. Die Wahrscheinlichkeit von als kritisch antizipierten Ergeb¬

nissen und damit eine defensive Haltung ist besonders hoch, wenn

nicht mehr nur gesellschaftliche Problemstudien erstellt, sondern

auf Problemlagen bezogene Programme evaluiert oder die Verwaltungs¬

organisation selbst zum Untersuchungsgegenstand wird. Programmeva¬

luation und Strukturuntersuchung sind thematisch verwoben im Typus

der Implementationsforschung, d.h. der Untersuchung der Wirksamkeit

des Vollzugs öffentlicher Programme. Die Durchführung der Untersu¬

chung und die Publikation ihrer Ergebnisse kann damit selbst zu

einem Verwaltungspolitikum werden. Im folgenden soll am Fall der

ersten deutschen Implementationsstudie, einer Untersuchung über

Vollzugsprobleme der Umweltschutzgesetzgebung (2), dargelegt werden,

welche methodischen Probleme sich aus verwaltungspolitischen Ent-

scheidungsprozessen ergeben und wie andererseits methodische Prob¬

leme politisiert werden können (3).

2. Anlaß und Auftrag für die Untersuchung

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen beim Bundesminister

des Innern hatte in seinem Gutachten 1974 darauf hingewiesen, daß

Mängel im Umweltschutz u.a. auch darauf zurückzuführen seien, daß

die bestehenden Umweltschutzgesetze von den Ländern nicht zufrieden¬

stellend vollzogen würden. Diese Behauptung eines Vollzugsdefizits ist

von einigen'Ländern als Vorwurf aufgefaßt und zurückgewiesen worden
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und stellte den Sachverständigenrat unter Beweiszwang. Um den Vor¬

wurf in seinem nächsten Hauptgutachten erhärten zu können, vergab

der Sachverständigenrat 1975 den Auftrag, empirisch zu untersuchen,

wie insbes. die unteren Vollzugsbehörden der Länder das Bundesimmis¬

sionsschutzgesetz (Luftreinhaltung) und das Wasserhaushaltsgesetz

des Bundes und entsprechende Landesgesetze vollziehen und ob es

hierbei zu Zielverschiebungen bei Genehmigungen, nachträglichen Auf¬

lagen und Kontrollen gegenüber Betreibern von Anlagen bzw. Einlei-

tern komme.

3. Design der Untersuchung

Die Untersuchung sollte in zwei Phasen ablaufen, wobei zunächst ex-

ploriert werden sollte, welche unterschiedlichen Behördengeflechte

in den einzelnen Bundesländern welche typischen Entscheidungs- und

Kontrollpraktiken anwenden. Diese Exploration sollte in drei Bundes¬

ländern vorgenommen werden, deren Vollzugssysteme Extremtypen dar¬

stellten; dabei sollten Intensivinterviews und Aktenanalysen bei

allen am Vollzug der Gesetze für die Luft- und die Wasserreinhaltung

beteiligten Behörden durchgeführt werden (Ministerien, Regierungs¬

präsidien, Gewerbeaufsichts- und Wasserwirtschaftsämter, Städte und

Landkreise, Wasserverbände). Die Haupterhebung sollte dann als

schriftliche, standardisierte Befragung in allen Flächenstaaten als

Totalerhebung, und zwar parallel für beide Umweltschutzbereiche,

laufen. Für die Untersuchung wurden insgesamt 15 Monate veranschlagt.

4. Zugangsprobleme

Nicht nur die umstrittene Behauptung eines Vollzugsdefizits, sondern

auch die Überlagerung dieser Kontroverse durch föderale Spannungen

zwischen Bund und Ländern und damit zum Teil zwischen sozial-libera¬

len und konservativen Regierungen machten bereits den Zugang zu den

Erhebungseinheiten in den Ländern für diese vom Bund beauftragte Un¬

tersuchung problematisch. Die Klärung des Zugangs hatte dabei infol¬

ge der defensiven Haltung einiger Bundesländer die Zuständigkeiten

zu beachten und damit die Kontaktstruktur im Politikfeld "Umwelt¬

schutz" zu nutzen; d.h. das Team konnte nicht direkt mit den Erhe¬

bungseinheiten in Kontakt treten, sondern mußte vorgehen über

- das Sekretariat des Sachverständigenrats, das bei dem dem BMI

nachgeordneten Statistischen Bundesamt angesiedelt ist,
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- einen dort eingerichteten projektbegleitenden Beirat, in dem Sach¬

verständigenrat, BMI und zwei Länder vertreten waren,
- die Umweltministerkonferenz mit einem ständigen Abteilungsleiter¬
ausschuß und einer AG "Vollzugsverbesserung",

- die daneben bestehende Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA),
- meist zwei verschiedene für Luft bzw. Wasser zuständige Landesmi¬

nisterien,
- kommunale Spitzenverbände, soweit Kreise und Städte zu befragen
waren.

Diese Gremien und Behörden hatten vor der Interviewanbahnung bei den

Vollzugsbehörden entweder Anfragen, Empfehlungen, Genehmigungen oder

Weisungen auszusprechen, bevor von der Kooperationsbereitschaft der

unteren Instanzen auszugehen war. Andererseits konnten defensiv ein¬

gestellte Akteure diese Kontaktstruktur nutzen, um den Entscheidungs-

prozeß über den Zugang zu blockieren oder zu verzögern und die Moda¬

litäten der Untersuchung zu beeinflussen (4). Dabei stellte sich

bald heraus, daß die Entscheidungen für das Teilprojekt "Luftrein¬

haltung" unterhalb der Bund-Länder-Gremien von denen für das Teil¬

projekt "Wasserreinhaltung" abgekoppelt wurden, weil die für den

Wasserbereich zuständigen (Innen)Ministerien einerseits gesetzgebe¬

rische Landeskompetenzen in Ausfüllung des Rahmengesetzes des Bundes

hüteten und daher andererseits über die alte Institution der LAWA

verfügten. Die Zugangsverhandlungen zogen sich als Folge des fragmen¬

tierten Entscheidungsprozesses vom 22.9.1975 (Zustimmung der Umwelt¬

ministerkonferenz) bis zum 30.11.1976 (Zustimmung der LAWA), also

über 1 Jahr hin. Die schriftliche Befragung im Wasserbereich wurde

dabei derart lange verzögert, daß sie als eigenständige 3. Phase der

Untersuchung unter Verlängerung des Projektzeitraums stattfinden

mußte.

5. Abstriche am Design und Auflagen

Im Zuge dieser Verhandlungen stellten die Länder Forderungen und

setzten damit folgende Auflagen durch, die das geplante Design be¬

einträchtigten und den Aufwand des Projektes neben dem schon einge¬

tretenen Zeitverlust erhöhten:

- Akten, die sich auf einzelne Emittenten bezogen, durften nicht

eingesehen werden; sie wurden nach einem Analyseschema von den Be¬

hörden selbst ausgewählt und ausgefüllt; damit werden schriftliche

und mündliche (explorative) Befragung zur Hauptinformationsquelle.
- Ein Land möchte zudem "typische" Behörden selbst auswählen und läßt

die Lufterhebung in seinem Bereich platzen, indem zum späten Zeit-
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punkt wiederum ein Junktim zur Klärung des Zugangs im Wasserbereich

und damit zum LAWA-Beschluß hergestellt wird. Mit dem Argument der

Arbeitsbelastung der zu befragenden Behörden wird ferner für die

Wassererhebung eine willkürliche 25 prozentige Stichprobe gefor¬
dert, die aber mehr oder weniger stillschweigend auf 66,3 % ange¬
hoben wurde.

- Fragebogen mußten vorgelegt werden; allerdings vergeblich wurde

versucht, Fragen nach subjektiven Lagebeurteilungen und nach - in

der Exploration zuhauf ermittelten -

fragwürdigen oder devianten

Praktiken und Taktiken zu streichen.
- Die Länder setzten durch, daß in der Auswertung keine Vergleiche

zwischen einzelnen Ländern gezogen werden durften.
- Vereitelt werden konnte aber der Versuch einiger Landesministerien,

die Verteilung und/oder den Rücklauf der schriftlichen Befragung zu

kontrollieren, um einerseits sie interessierende länderspezifische
Informationen zu erhalten, die ja der Untersuchungsbericht nicht

ergeben sollte, andererseits eine Selbstzensur der Adressaten zu

bewirken. Als Kompromiß mußten länderspezifische Computer-Ausdrucke
angeboten werden.

- Die LAWA erzwang für den Teilbericht Wasser die Möglichkeit einer

Stellungnahme und forderte Mitsprache bei einer eventuellen Veröf¬

fentlichung.

Hinter diesen Interventionen stand zum Teil der Versuch, die Unter¬

suchung zu verhindern oder durch Verzögerung platzen zu lassen, zum

Teil aber auch erkennbar das Bemühen, die Ergebnisse inhaltlich oder

ihre Streuung zu kontrollieren. Daß sich die defensiven Länder

schließlich in vielen Punkten nicht durchsetzen konnten, lag u.a.

daran, daß eine totale Blockade einer Anerkennung des Vollzugsdefi¬

zits gleichgekommen wäre und daß sie sich untereinander nicht einig

waren.

6. Ergebnisse und Rezeption

überraschend, wenn auch erklärlich war die Kooperationsbereitschaft

der unteren Vollzugsinstanzen; die explorativen Gespräche erwiesen

sich als höchst freimütig und fruchtbar und die Rücklaufquote der

schriftlichen Befragung betrug 78,1 % (Luft) und 73,3 % (Wasser).

Denn die unteren Behörden waren über den politischen Entscheidungs-

prozeß über den Zugang nicht informiert und sahen eine Möglichkeit,

ihren operativen Problemen im Zielkonflikt von Ökologie und Ökonomie

und ihrem Verhältnis zu vorgesetzten Stellen einerseits und Betrei¬

bern andererseits Ausdruck zu geben. U.a. konnten Kontrolldefizite

infolge mangelnder Personalausstattung und restriktive bis deviante

Anwendung von Vorschriften ebenso belegt werden wie Spannung mit

vorgesetzten und anderen gleichgestellten Behörden sowie eine pessi¬

mistische Gesamteinschätzung der Umwelt-Situation.
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Während der Luftbericht nicht zur Diskussion stand, konnte, wie ver¬

einbart, die LAWA zum Wasserbericht Stellung nehmen. Da die - beim Zu¬

gang sicherlich schon antizipierten -

Untersuchungsergebnisse den

Vorwurf des Vollzugsdefizits im großen und ganzen bestätigten, ist

die Rezeption der Ergebnisse wieder defensiv. Die zum Teil massive

Kritik an der Untersuchung tritt dabei nicht zuletzt in Gestalt me¬

thodischer Kritik auf, und zwar u.a. gerade jener Punkte des Designs,

die auf Intervention der Länder verändert worden waren:

- die abgefragten objektiven Daten über Verfahren und Umweltbelastun¬

gen könnten nicht repräsentativ sein, da es sich nur um eine Teil¬

erhebung gehandelt habe;
- die Befragungsergebnisse deckten sich nicht mit den "tatsächlichen

Verhältnissen"; der Wert der Studie liege in der Zusammenstellung
subjektiver Beurteilungen, die auf Betriebsklima und persönliche
Schwierigkeiten der Einzelnen hinwiesen;

- im Widerspruch zur Behauptung der Subjektivität wurde andererseits

beklagt: "Die Studie kann in weiten Bereichen als Lehrbuch dafür

angesehen werden, wie die Behörden umgangen und gegeneinander aus¬

gespielt werden können. Die Studie sollte daher in dieser Form

nicht veröffentlicht, sondern nur den für organisatorische Fragen
zuständigen Behörden zugänglich gemacht werden."

In zwei Punkten (Repräsentativität, Validität) werden also gerade

jene methodischen Schwächen (Stichprobe, fehlende Aktenanalyse) be¬

mängelt, die zuvor von den Ländern durch Auflagen verursacht worden

waren. Mit der Betonung des Lehrbuchcharakters des Untersuchungsbe¬

richts ließ sich im übrigen der Vorwurf der Subjektivität nicht ver¬

einbaren. Da sich die Länder zudem wiederum nicht in ihrer Haltung

einig waren, wurde die Untersuchung veröffentlicht und der Sachver¬

ständigenrat hat in seinem Gutachten 1978 auf über 20 Seiten Ergeb¬

nisse referiert.
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